
 

eccontis informiert 
 

   

 

 

Ausgabe 2/2013 

vom 18.1.2013 

 

Diese Information behandelt 

ein Thema aus der Sparte 

Arbeits- und Sozialrecht 

 

 

 

Auflösungsabgabe  

 

 

 

 

Die Information wird dem Nutzer von eccontis 

treuhand gmbh freigiebig zur eigenen Information 

zur Verfügung gestellt. Aufgrund der gebotenen 

Knappheit der Meldungen kann diese Information 

eine Beratung im Einzelfall nicht ersetzen. eccontis 

übernimmt keine Haftung für Schäden, welcher 

Art immer, aufgrund der Verwendung der hier 

angeführten Informationen. eccontis übernimmt 

insbesondere keine Haftung für die Richtigkeit und 

Vollständigkeit des Inhalts. 

 

Medieninhaber und Herausgeber: eccontis 

treuhand gmbh wirtschaftsprüfungs- und steuer-

beratungsgesellschaft, 4048 Linz-Puchenau, Karl- 

Leitl-Straße 1 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

eccontis treuhand gmbh 

wirtschaftsprüfungs- und 

steuerberatungsgesellschaft 

 

Die neue „Auflösungsabgabe“ 2013 

 

Mit dem 2. Stabilitätsgesetz 2012 hat der Gesetzgeber mit  Wirkung ab 

1.1.2013 eine sogenannte Auflösungsabgabe eingeführt, welche bei 

Beendigung eines Dienstverhältnisses vom Dienstgeber zu entrichten ist. 

Dies betrifft auch Kündigungen, die bereits 2012 ausgesprochen 

wurden, aber deren Kündigungsfrist erst 2013 endet.  

 

Beendet ein Dienstgeber ein echtes oder freies Dienstverhältnis nach dem 

31.1 2 . 2012 und unterliegt dieses der Arbeitslosenversicherungspflicht, 

muss der Dienstgeber eine Auflösungsabgabe entrichten. 

Fälligkeit 

Diese ist im Monat der Auflösung des Dienstverhältnisses gemeinsam mit 

den Sozialversicherungsbeiträgen fällig und unaufgefordert an den 

Krankenversicherungsträger zu entrichten. 

Höhe der Auflösungsabgabe 

Sie ist völlig unabhängig von der Höhe des Entgelts des Mitarbeiters, 

seinem  Alter  oder  der  Dauer  des Dienstverhältnisses. Sie beträgt für 

das Jahr 2013 EUR 113,00 und wird in der Folge jährlich aufgewertet 

werden. 

Verwendung 

Die Einnahmen aus der Auflösungsabgabe sind zugunsten arbeitsmarkt-

politischer Maßnahmen zweckgebunden. Die Hälfte des Aufkommens aus 

dieser Abgabe soll einer Arbeitsmarktrücklage zugeführt und für Bei-

hilfen an Unternehmen zur Förderung der Beschäftigung älterer Personen 

verwendet werden. 

Ausnahmen 

Der Gesetzgeber hat zahlreiche Ausnahmetatbestände definiert, bei 

deren Vorliegen die Auflösungsabgabe nicht zu entrichten ist: 

• das (echte/freie) Dienstverhältnis war auf längstens sechs Monate 

befristet 

• Auflösung während der Probezeit 

• Dienstnehmerkündigung 

• ungerechtfertigter vorzeitiger Austritt 

• Austritt aus gesundheitlichen Gründen 

• Inanspruchnahme einer Invaliditäts- oder Berufsunfähigkeitspension 

• einvernehmliche Auflösung (wichtig: Voraussetzungen für die 

Inanspruchnahme einer Alterspension müssen erfüllt sein) 

• einvernehmliche Auflösung mit Sonderruhegeldanspruch 

• Auflösung eines Lehrverhältnisses 

• Beendigung eines verpflichtenden Ferial- oder Berufspraktikums 

 

 

 

 



 

• Beendigung durch Tod 

• Begründung eines neuen Dienstverhältnisses innerhalb eines Konzerns unmittelbar nach 

Beendigung eines Dienstverhältnisses 

• bei Beendigung einer geringfügigen Beschäftigung, da kein arbeitslosenversicherungs-

pflichtiges Dienstverhältnis vorliegt 

• bei gerechtfertigter Entlassung 

• wenn das Dienstverhältnis nach § 25 Insolvenzordnung gelöst wird. 

Dank starkem Lobbying sind die Tourismusbranche sowie die Land- und Forstwirte mit ihren 

typischen Saisonarbeitsverhältnissen (Befristung auf längstens 6 Monate) in diesen Ausnahmen 

berücksichtigt worden, sodass es in diesen Bereichen zu keiner stärkeren Belastung durch die 

Neuregelung kommen wird. 

Auch die Dienstverhältnisse von Turnusärzten während ihrer Ausbildung zum Facharzt für  

Allgemeinmedizin  oder  ihrer  Facharztausbildung in anerkannten Ausbildungsstätten, 

Lehrambulatorien, Lehrpraxen und Lehrgruppenpraxen stellen ein verpflichtendes Praktikum dar 

und sind somit von der Abgabenpflicht ausgenommen. Gehen diese allerdings über die 

vorgeschriebene Ausbildungsverpflichtung hinaus, so wird die Ausnahmeregelung 

voraussichtlich nicht zum Tragen kommen. 

Im Jahr 2014 sollen die Auswirkungen der Auflösungsabgabe evaluiert werden. 
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